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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 28.07.2015

Rechtssatznummer

1

Entscheidungsdatum

28.07.2015

Norm

Art. 6 Abs1 EMRK

§2 OöParkGebG

§6 OöParkGebG

§31 VStG

1. EMRK Art. 6 heute

2. EMRK Art. 6 gültig ab 01.05.2004

1. VStG § 31 heute

2. VStG § 31 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 57/2018

3. VStG § 31 gültig von 01.07.2013 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VStG § 31 gültig von 26.03.2009 bis 30.06.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 20/2009

5. VStG § 31 gültig von 01.01.1999 bis 25.03.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

6. VStG § 31 gültig von 01.07.1995 bis 31.12.1998 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 620/1995

7. VStG § 31 gültig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

Anmerkung

Alle Entscheidungsvolltexte sowie das Ergebnis einer gegebenenfalls dazu ergangenen höchstgerichtlichen

Entscheidung sind auf der Homepage des Oö LVwG www.lvwg-ooe.gv.at abrufbar.

Rechtssatz

* Eine vorrangig aus dem Grund, weil der Beschuldigte die Nachweise dafür, dass das verfahrensgegenständliche KFZ

vor dessen Abstellen nicht von ihm, sondern von einer anderen Person gelenkt wurde, vorerst bewusst – und zwar

vornehmlich während des behördlichen Ermittlungsverfahrens, insbesondere im Zuge der an ihn gerichteten

AuBorderungen zur Rechtfertigung zum Tatvorwurf bzw. zur Stellungnahme zu den Ergebnissen des Beweisverfahrens

– verschwiegen und diese erst nach Ablauf der Verfolgungsverjährungsfrist des § 31 Abs. 1 VStG bekannt gegeben hat,

gezogene Schlussfolgerung dahin, dass der Beschwerdeführer als Zulassungsbesitzer das verfahrensgegenständliche

KFZ selbst gelenkt hat, lässt sich im Hinblick auf die im VStG i.V.m. dem OöParkGebG speziEsch positivierte

einfachgesetzliche Rechtslage vor dem Hintergrund des „nemo-tenetur“-Prinzips des Art. 6 Abs. 1 EMRK nicht
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rechtfertigen.* Eine vorrangig aus dem Grund, weil der Beschuldigte die Nachweise dafür, dass das

verfahrensgegenständliche KFZ vor dessen Abstellen nicht von ihm, sondern von einer anderen Person gelenkt wurde,

vorerst bewusst – und zwar vornehmlich während des behördlichen Ermittlungsverfahrens, insbesondere im Zuge der

an ihn gerichteten AuBorderungen zur Rechtfertigung zum Tatvorwurf bzw. zur Stellungnahme zu den Ergebnissen

des Beweisverfahrens – verschwiegen und diese erst nach Ablauf der Verfolgungsverjährungsfrist des Paragraph 31,

Absatz eins, VStG bekannt gegeben hat, gezogene Schlussfolgerung dahin, dass der Beschwerdeführer als

Zulassungsbesitzer das verfahrensgegenständliche KFZ selbst gelenkt hat, lässt sich im Hinblick auf die im VStG in

Verbindung mit dem OöParkGebG speziEsch positivierte einfachgesetzliche Rechtslage vor dem Hintergrund des

„nemo-tenetur“-Prinzips des Artikel 6, Absatz eins, EMRK nicht rechtfertigen.

* Solange objektiv besehen – insbesondere, weil kein entsprechendes Auskunftserteilungsverfahren gemäß § 2 Abs. 1

OöParkGebG durchgeführt wurde – kein Indiz bezüglich der Identität des Fahrers vorliegt, kann aus einem Schweigen

bzw. vorläuEgen Verschweigen von Beweismitteln ein Schluss darauf, dass der Zulassungsbesitzer selbst der

Fahrzeuglenker gewesen ist, nicht ohne Weiteres auf eine entsprechend apriorische "allgemeine Lebenserfahrung"

gegründet werden, zumal nach der einfachgesetzlichen Rechtslage bei verfassungskonformer Interpretation eine

Rechtfertigung des Zulassungsbesitzers weder faktisch noch rechtlich geboten ist.* Solange objektiv besehen –

insbesondere, weil kein entsprechendes Auskunftserteilungsverfahren gemäß Paragraph 2, Absatz eins, OöParkGebG

durchgeführt wurde – kein Indiz bezüglich der Identität des Fahrers vorliegt, kann aus einem Schweigen bzw.

vorläuEgen Verschweigen von Beweismitteln ein Schluss darauf, dass der Zulassungsbesitzer selbst der

Fahrzeuglenker gewesen ist, nicht ohne Weiteres auf eine entsprechend apriorische "allgemeine Lebenserfahrung"

gegründet werden, zumal nach der einfachgesetzlichen Rechtslage bei verfassungskonformer Interpretation eine

Rechtfertigung des Zulassungsbesitzers weder faktisch noch rechtlich geboten ist.

Schlagworte

Nemo tenetur se ipsum accusare; Selbstbeschuldigung; Selbstbezichtigung; schlüssige Beweiswürdigung;

Auskunftserteilung
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